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Diese Maßnahme wurde in den Lärmaktionsplan der Regierung von Oberbayern vom 
27.10.2017 als Maßnahme G2 „Prüfung und - bei Vorliegen der Voraussetzungen – 
Einführung von (weiteren) Geschwindigkeitsbegrenzungen“ aufgenommen.

Weiterleitung von Anträgen an die Regierung von Oberfranken:

Das RKU wird alle dem Referat aus der Bürgerschaft und den politischen Gremien zu 
lärmmindernden Maßnahmen an Bundesautobahnen vorliegenden Anträge an die für die Auf-
stellung des Lärmaktionsplans für Autobahnen zuständige Stelle weiterleiten. 
Dies ist nach Art. 2 Abs. 3 Satz 1 BayImschG die Regierung von Oberfranken.

Im Übrigen ist die Landeshauptstadt München an Bundesautobahnen - auch wenn diese 
innerhalb des Stadtgebietes der Landeshauptstadt München verlaufen - weder für die Planung
noch für die Umsetzung von verkehrsrechtlichen Maßnahmen zuständig und kann somit auch 
keine Anordnungen vornehmen, an ihnen unmittelbar mitwirken oder die Prüfung derselben 
veranlassen.

Die ausschließliche Zuständigkeit für die Planung und Umsetzung von Lärmschutz-
maßnahmen an als Bundesautobahn gewidmeten Verkehrswegen liegt bei der Autobahn 
GmbH des Bundes:

Autobahn GmbH des Bundes
Friedrichstraße 71
10117 Berlin
kontakt@autobahn.de

Auf unsere Anfrage hat die Autobahn GmbH wie folgt Stellung genommen:

„Die rechtliche Grundlage für eine Geschwindigkeitsbeschränkung aus Lärmschutz-
gründen ist § 45 Abs. 1a, Abs. 1b Nr. 5 und Abs. 1 Nr. 3 StVO i.V.m. den „Richtlinien 
für straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor Lärm 
(Lärmschutz-Richtlinien-StV)“. Hierbei können Geschwindigkeitsbeschränkungen aus 
Gründen des Lärmschutzes nur angeordnet werden, wenn im Umfeld die dort auf-
geführten Grenzwerte für den vom Straßenverkehr herrührenden Lärm in erheblichen 
Umfang erreicht oder überschritten werden und durch die Maßnahme eine Lärm-
minderung um 3 dB(a) erzielt wird.

Auf der Bundesautobahn A94 zwischen Riem und Autobahnende liegen die Voraus-
setzungen für eine Anordnung einer Geschwindigkeitsbegrenzung aus Lärmschutz-
gründen nicht vor. Aus diesem Grund ist die Anordnung einer Geschwindigkeits-
begrenzung aus Lärmschutzgründen nicht möglich.

Auch lässt die vorherrschenden Unfallsituation und die verkehrliche Situation eine 
Ausdehnung der bestehenden Geschwindigkeitsbegrenzung aus Gründen der 
Verkehrssicherheit nach der Straßenverkehrs-Ordnung nicht begründen.“

Wir bitten von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen. Der Antrag des Bezirks-
ausschusses ist damit geschäftsordnungsmäßig behandelt.
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